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Städtebundes
Kl.: 899 81

Herrn Bundeskanzler

Dr. Wolfgang Schüssel

Ballhausplatz 2

1014 Wien

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler!

Der Österreichische Städtebund protestiert schärfstens gegen die Vorgangsweise, daß zu den zuletzt stattgefundenen entscheidenden Gesprächen auf politischer Ebene in der Angelegenheit Getränkesteuer keine Vertreter der Städte eingeladen wurden. Der Städtebund erinnert mit aller Entschiedenheit daran, daß nach der Bundesverfassung und dem Finanzausgleichsgesetz die Interessen der Gemeinden gleichermaßen durch Gemeindebund und Städtebund vertreten werden. Dieser Regelung wurde in diesem Fall seitens des Bundes nicht entsprochen. Gespräche mit dem Österreichischen Gemeindebund allein haben für die bundesverfassungsgesetzlich ermächtigte Vertretung der Städte keinerlei bindende Wirkung.

Dies ist deshalb von Bedeutung, da von Städtebund und Gemeindebund gemeinsam die Forderung nach einem 2,676 %igen Anteil an der Umsatzsteuer erhoben wurde. Dieser Forderung wurde bei dem am 7. April 2000 der Öffentlichkeit bekannt gegebenen Vorschlag, den Städten und Gemeinden ein Finanzvolumen von 4,5 Milliarden ATS - das sind nur rund 2,25 % des Umsatzsteueraufkommens - zuzuerkennen, nicht entsprochen.

Der Österreichische Städtebund fordert daher, umgehend dem Finanzausgleichsgesetz entsprechende Gespräche zu führen, die entsprechend dem Stabilitätspakt "bundesweit einen möglichst weitgehenden Ersatz schaffen“.

Die Forderung nach FAG-Verhandlungen gilt auch für geplante Änderungen im Bereich der Werbesteuern.

Die offiziellen FAG-Verhandler des Städtebundes, nämlich Dr. Franz Dobusch, Linz, DDr. Herwig van Staa, Innsbruck und Willi Gruber, St. Pölten, sind auch dem Bundesministerium für Finanzen gegenüber nominiert worden.

Für die Koordination ist in allen Fällen das Sekretariat des Österreichischen Städtebundes, Generalsekretär Dr. Erich Pramböck, zuständig.

Der Österreichische Städtebund ist bereit, an Entscheidungen mitzuwirken und sie mitzutragen, erwartet aber eine dem Sinn und Text des Finanzausgleichsgesetzes und der Bundesverfassung entsprechende Einbindung. 



Mit vorzüglicher Hochachtung



Bürgermeister Dr. Michael Häupl



Präsident des



Österreichischen Städtebundes

